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Beispiele: 

• Zermatt: 0,29%

• Ernen: 0,1%

• Lenk: 0,05%

• Tujetsch: 0%

• Davos: 0,25%

• St. Moritz: 1,29%

• Blenio: 0,16%
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Ursachen der derzeitigen Wohnungsknappheit

Bevölkerungszunahme in allen Landesgegenden. 

Raumplanungsgesetz -> Siedlungsentwicklung nach innen. Verknappung von Bauland. 

Siedlungsentwicklung nach innen wird gebremst durch Einsprachen (NIMBY), 

Lärmvorschriften, Denkmalpflege, mangelnde Mobilisierung von Bauland, …

Zinsumfeld, langwierige Verfahren, abnehmende Bautätigkeit. 

Demographischer Wandel. Immer grössere Wohnfläche pro Person. 



Und dann kam Corona…

Erhöhte Nachfrage nach Erstwohnungen im Berggebiet (dauerhafter Wohnsitz im 

Berggebiet, Homeoffice, …)

Grosse Nachfrage zum Kauf von Zweitwohnungen (temporärer Wohnsitz im 

Berggebiet). Der Markt im Alpenraum ist leer geräumt. 

-> Starker Anstieg der Wohnungspreise

-> Verdrängung von Einheimischen

-> Gemeinden müssen reagieren (aktive Boden- und Wohnungspolitik), siehe

Leitfaden BWO/SAB vom Oktober 2022. 



Und dann kam Corona…

Quelle: CS, Immobilienreport 2022



Spezifische Ursachen in Berggemeinden

Raumplanungsgesetz (siehe oben). Baulandbedarf für die nächsten 15 Jahre musste 

vor Corona ausgewiesen werden. Seither haben sich die Perspektiven grundsätzlich 

verändert. 

Zweitwohnungsgesetzgebung: 

- Verbot des Baues neuer Zweitwohnungen. 

- Einschränkungen für altrechtliche Wohnungen bezüglich Abbruch, Wiederaufbau und

Erweiterung. Nutzungsauflagen für neurechtliche Erstwohnungen. 

- Hohe Nachfrage nach Zweitwohnungen -> Verlauf altrechtlicher Erstwohnungen als

Zweitwohnungen -> Verdrängungseffekt von Erstwohnungen

AirBnB. Problematisch bei Vermietung von Erstwohnungen. 

Fehlende Angestelltenwohnungen. 

Fehlende institutionelle Anleger. Gemeinnütziger Wohnungsbau kaum verbreitet. 



Handlungsbedarf Bund: Raumplanungsgesetz u.a.

Umsetzung RPG: 

Bedarfsnachweis für die nächsten 15 Jahre muss dynamisch angepasst werden können. 

Lex Koller: 

Angestelltenwohnungen von Hotels in Besitz von Personen im Ausland sollen nicht mehr der Lex 

Koller unterstellt sein (Motion Martin Schmid). 

Wohnungspolitik: 

Fördermöglichkeiten des gemeinnützigen Wohnungsbaus besser bekannt machen. Eventuell 

Förderung preisgünstiges Wohneigentum und preisgünstige Mietwohnungen reaktivieren. Pflicht 

zur Bekanntgabe des letzten Mietpreises einführen. Eventuell Vorkaufsrecht für Gemeinden zu 

Gunsten des gemeinnützigen Wohnungsbaus. 

Raumordnungspolitik: 

Moderne Arbeitsformen wie Homeoffice, Co-Working usw. gezielt unterstützen. Weiterer Ausbau 

Hochbreitbandinfrastrukturen und moderner Anwendungsmöglichkeiten (Ansatz der Smart 

villages). 



Handlungsbedarf Bund: Zweitwohnungsgesetz

Erweiterungsmöglichkeiten von altrechtlichen Wohnungen

Problemstellung: 

• 30%-Klausel für Erweiterungen wirkt stark einschränkend. 

• BGE verbietet Kumulation von Abriss, Wiederaufbau und Erweiterung. 

Ansatz Pa. Iv. Candinas: 

• Altrechtliche Wohnungen dürfen abgerissen und wiederaufgebaut werden. 

• Beim Wiederaufbau dürfen die Wohnungen um bis zu 30% erweitert werden ohne

Nutzungsauflage. 

• Darüber hinausgehende Erweiterungen unterliegen einer Nutzungsauflage. 

-> Schaffung von modernem Wohnraum innerhalb des Siedlungsgebietes = Innenentwicklung



Handlungsbedarf Kantone und Gemeinden (1)

Qualitative Innenverdichtung vorantreiben

Bauland mobilisieren, Bauen in die dritte Dimension und Aufstocken bestehender Gebäude, 

Flexibilisierung Parkplatzpflicht, Anpassung Ausnützungsziffer, Umnutzung von Industriebrachen 

und Büroflächen, Lösung von Widersprüchen mit Lärm- und Denkmalschutz (ISOS), Schaffen 

von Grünflächen, …

Verfahren beschleunigen

Durchgehende Digitalisierung Baubewilligungen, Fristen, Reduktion Einsprachemöglichkeiten

auf einen Bewilligungsschritt, Reduktion Verbandsbeschwerderecht (Pa.Iv. Bregy), …

Unterstützung für Gemeinden und private Akteure

Beratungsangebote für Siedlungsentwicklung nach Innen, Beratungsangebote für Private, 

Erfahrungsaustausch, …



Handlungsbedarf Kantone und Gemeinden (2)

Regelungen für AirBnB

• z.B. Interlaken: Verbot von kurzzeitiger Vermietung in der Wohnzone.

Lösungen für Angestelltenwohnungen

• Umnutzung leer stehender Hotels oder anderer Gebäude wie z.B. Turnhallen (Bsp. 

Lauterbrunnen) oder ehemalige Militärgebäude (Bsp. ehem. Offizierskaserne in Reckingen). 

• Pflicht für Hotels bei Neubauten via Baureglement?

• Gemeindeübergreifende Ansätze wichtig. Auch in Zusammenhang mit Ganzjahrestourismus!

Förderung von betreuten Alterswohnungen und Mehrgenerationenhäusern

• Entspricht einem Bedürfnis der älteren Generation. 

• Hilft Kosten im Gesundheitswesen (Altersheime) zu reduzieren. 

• Führt zu sozialer Durchmischung in Wohnzonen. 

• Wohnraum wird frei für jüngere Generationen. 

Wohnraumförderung in den Kantonen

• Mit Fokus auf strukturschwache Gemeinden

-> Räumliche Entwicklungsstrategie inklusive Wohnraumstrategie!



Räumliche Entwicklungsstrategien für Gemeinden

Räumliche Entwicklungsstrategien für Gemeinden sind 

zentral. 

• Vgl. Tagung vom 4. November 2022

EspaceSuisse

Das Heft in die Hand nehmen!
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Früher hiess Nutzungsplanung: 

«Bauzonen ausscheiden und erschliessen…»

Heute setzen die Gemeinden Raumplanungsinstrumente als 

strategische Führungsinstrumente ein. Sie bringen…

Eine hohe Wohn- und Lebensqualität und damit eine erhöhte 

Standortattraktivität

Einsparungen bei den Infrastrukturkosten 

Strassen, Schulen, Ver- und Entsorgung, Unterhalt

Handlungsspielraum für künftige Entwicklungen

statt Kosten für nachträgliche Reparaturen.

Neues Planungsverständnis

EspaceSuisse

Die Führungsinstrumente einer Gemeinde
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Neues Planungsverständnis

Sie sind eng miteinander verknüpft

Legislaturplanung

Raum planung Finanzplanung



Leitfaden “Attraktives Wohnen im Berggebiet”

➢ Auslöser: 

- Anliegen der Jugendlichen aus dem Jugendforum der SAB

- Hoher Problemdruck in vielen Bergregionen

- Motion Egger zur Wohnraumförderung

- Begleitgruppe Parmelin

➢ Ziele: 

- Gute Beispiele bekannt machen

- Empfehlungen zu Handen der Gemeinden und anderen Entwicklungsträger

- Unterstützungsmöglichkeiten aufzeigen

➢ Diffusion: 

- PK mit BR Parmelin

- Download ab Website SAB und Partnerorganisationen

- Beilage zur Montagna 10-2022

- Verschiedene Medienberichte
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Leitfaden “Attraktives Wohnen im Berggebiet”

➢ Zentrale Erkenntnisse

- Gemeinden müssen eine klare räumliche Entwicklungsvorstellung haben.

- Wohnraumpolitik ist Bestandteil einer derartigen Standortpolitik.

- Einbezug der Bevölkerung ist entscheidend.

➢ Instrumente / Handlungsoptionen für Gemeinden: 

- Nutzungsplanung: z.B. Hotelzone, Erstwohnanteilsplan

- Boden im Baurecht abgeben

- Beteiligung an Wohnbaugenossenschaften

- Direkte finanzielle Beteilung an Baukosten

- Förderung von Ansiedelungen im Stil von Albinen („Niederlassungsprämie“)

- Qualität des Wohnumfeldes steigern (z.B. medizinische Versorgung, Dorfläden, Kita, …

- überkommunale Koordination!

-> Gemeinden können Wohnungspolitik nicht mehr einfach dem Markt überlassen!



Aktiver Einbezug der Zweitheimischen

Beispiel Bellwald: 

• Tag der Erst- und 

Zweitheimischen

Beispiel Bürchen: 

• Zweitheimische helfen im 

Dorfladen und am Skilift aus

Zweitheimische organisieren sich 

(IG’s) und werden dadurch 

«ansprechbar». 



Runder Tisch mit Bundesrat Parmelin

12. Mai 2023: 

Aussprache und Auslegeordnung

Bis Ende 2023: 

Aktionsplan mit Massnahmen

Anfang 2024: 

Nächster Runder Tisch zur 

Validierung der Vorschläge



Zusammenfassung und Schlussbetrachtung

1. Die Ausgangslage hat sich grundlegend verändert. Die Wohnungsknappheit 

betrifft auch viele Berg- und ländliche Gemeinden und erfordert Massnahmen. 

Die Verfügbarkeit von Wohnraum kann nicht mehr einfach dem Markt überlassen 

werden. 

2. Die Berggemeinden sind in der Zange zwischen RPG1 und Zweitwohnungs-

gesetzgebung gefangen. Die Grundlagen für die Berechnung des Bedarfes an 

Bauzonen müssten dynamisch ausgestaltet werden. Die Zweitwohnungs-

gesetzgebung muss revidiert werden. 

3. Die Kantone und vor allem Gemeinden sind gefordert, eine klare räumliche 

Entwicklungsstrategie zu erarbeiten, eine aktive Boden- und Wohnraumpolitik zu 

entwickeln und auch die Zweitheimischen in die Entwicklung ihrer Gemeinde 

konstruktiv einzubeziehen. 
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